
PRESSEMITTEILUNG  
AWO Bezirksverband Niederbayern/Oberpfalz im Austausch mit 
Vizekanzler Lars Klingbeil 

Vertreter des AWO Bezirksverbands Niederbayern/ Oberpfalz e. V. trafen sich zu einem 
vertraulichen Gespräch im kleinen Rahmen mit Vizekanzler Lars Klingbeil. An dem Austausch 
nahmen außerdem die SPD-Landesvorsitzenden Ronja Endres und Sebastian RoloƯ sowie der 
Parlamentarische Staatssekretär im Finanzministerium Michael Schrodi teil. 

Seitens der AWO waren der Bezirksvorsitzende Bernhard Feuerecker, sein Stellvertreter Dr. 
Thomas Burger sowie Bezirksgeschäftsführer Alexander Trapp anwesend. Das Gespräch diente 
dem oƯenen und konstruktiven Austausch zu aktuellen sozialpolitischen Herausforderungen. 
Dr. Thomas Burger: „Es ist wichtig, dass wir mit unser Praxiserfahrung die politische Ebene in 
Berlin und insbesondere Regierungsmitglieder darüber informieren, welche Probleme sich in 
unserer täglichen Arbeit ergeben. Nur so können Gesetze angepasst werden, damit sie 
letztendlich praktikabel und zielführend sind. So wird Frust vermieden und es entsteht auch 
Akzeptanz in der Bevölkerung.“ 

Ein zentrales Thema war der stetig steigende Eigenanteil für Bewohner*innen in stationären 
Pflegeeinrichtungen. In vielen Seniorenzentren liegt der monatliche Eigenanteil inzwischen bei 
deutlich über 3.000 Euro, was für zahlreiche Familien eine enorme finanzielle Belastung 
bedeutet. Die AWO gab zu bedenken, dass trotz bestehender Entlastungsregelungen eine 
strukturelle Reform der Pflegefinanzierung notwendig ist. Pflegebedürftige müssen entlastet 
werden, um soziale Ungleichheit im Alter zu verhindern. 

Intensiv diskutiert wurde zudem die Rolle von Geflüchteten als Fachkräfte in den 
Seniorenzentren. Angesichts von bundesweit in Zukunft zu hunderttausenden fehlenden 
Pflegekräften und einer weiter alternden Bevölkerung sind Auszubildende und Beschäftigte mit 
internationaler Herkunft längst eine tragende Säule in vielen Einrichtungen. Bereits heute hat ein 
großer Anteil der Auszubildenden in der Pflege einen Migrations- oder Fluchthintergrund. Die 
AWO sprach sich daher dafür aus, Anerkennungsverfahren und aufenthaltsrechtliche Abläufe 
deutlich zu vereinfachen und zu standardisieren. Derzeit gibt es in jedem Landkreis andere 
Regelungen und Verfahren. Generell sollte Geflüchteten nach erfolgreicher Ausbildung eine 
verlässliche Bleibe- und Beschäftigungsperspektive zu ermöglicht werden, um auch 
Planungssicherheit beim Arbeitgeber zu schaƯen. 

Darüber hinaus ging es um den Umgang von Sozialverbänden mit der Alternative für 
Deutschland (AfD). Die Gesprächspartner betonten die Bedeutung einer klaren wertebasierten 
Haltung, die demokratische Grundprinzipien schützt und soziale Arbeit entschieden gegen 
Ausgrenzung und Menschenfeindlichkeit positioniert.  


